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1. Rechtsgrundlage 

Nach § 20i Absatz 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Leistungen für Schutzimpfungen 
im Sinne des § 2 Nummer 9 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG). Dies gilt für Schutzimpfungen, 
die wegen eines erhöhten Gesundheitsrisikos durch einen Auslandsaufenthalt indiziert sind, 
nur dann, wenn der Auslandsaufenthalt beruflich bedingt oder im Rahmen der Ausbildung 
vorgeschrieben ist oder wenn zum Schutz der öffentlichen Gesundheit ein besonderes 
Interesse daran besteht, der Einschleppung einer übertragbaren Krankheit in die 
Bundesrepublik Deutschland vorzubeugen (§ 20i Absatz 1 Satz 2 SGB V). Einzelheiten zu 
Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistungen für Schutzimpfungen soll nach § 20i Absatz 
1 Satz 3 SGB V der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) in Richtlinien nach § 92 SGB V auf 
der Grundlage der Empfehlungen der Ständigen Impfkommission (STIKO) beim Robert Koch-
Institut (RKI) unter besonderer Berücksichtigung der Bedeutung der Schutzimpfungen für die 
öffentliche Gesundheit bestimmen. Abweichungen von den Empfehlungen der STIKO sind 
durch den G-BA besonders zu begründen (§ 20i Absatz 1 Satz 4 SGB V). 

Zu den Änderungen der STIKO-Empfehlungen hat der G-BA nach § 20i Absatz 1 Satz 5 SGB V 
innerhalb von zwei Monaten nach ihrer Veröffentlichung eine Entscheidung zu treffen. 

Für den Fall, dass eine Entscheidung durch den G-BA nicht fristgemäß zustande kommt, dürfen 
die von der STIKO empfohlenen Änderungen der STIKO-Empfehlungen (mit Ausnahme von 
Schutzimpfungen nach § 20i Absatz 1 Satz 2 SGB V) zu Lasten der Gesetzlichen Krankenkassen 
erbracht werden, bis die Richtlinienentscheidung vorliegt. 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Anlass des Beschlusses zur Nicht-Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie ist die 
Aktualisierung der STIKO-Empfehlungen zu Reiseimpfungen, die im Epidemiologischen 
Bulletin Nummer 14 am 4. April 2024 veröffentlicht wurden. 

Die STIKO verweist auf folgende Neuerungen in ihren aktualisierten Empfehlungen: 

 
Die Empfehlung der STIKO zu COVID-19 veröffentlicht im Epidemiologischen Bulletin 
Nummer 2 vom 11. Januar 2024 wurde mit Beschluss vom 7. März 2024 umgesetzt. Die 
Empfehlung zur Dengue-Impfung veröffentlicht im Epidemiologischen Bulletin Nummer 48 
vom 30. November 2023 wurde mit Beschluss vom 18. Januar 2024 umgesetzt. 
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Auch die Anpassungen in den Ländertabellen zu den in einzelnen Ländern erforderlichen 
Impfungen, wie in diesem Fall im Wesentlichen in Bezug auf die empfohlene Dengue-Impfung, 
führt zu keiner Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie, da in Spalte 3 „Hinweise zur 
Umsetzung“ der Anlage 1 lediglich in allgemeiner Form auf die Ländertabelle in den 
Empfehlungen der STIKO verwiesen wird und die Berücksichtigung der ggf. aktuelleren 
Hinweise der WHO und des Auswärtigen Amtes hiervon unbenommen bleiben. 

Ausweislich der zwischenzeitlich zum 17. April 2024 geänderten, online veröffentlichten 
Fassung des Epidemiologischen Bulletins Nummer 14 wurden zudem die Angaben zur Impfung 
gegen Poliomyelitis hinsichtlich der Zuordnung einzelner Länder zu den von der WHO 
vorgegebenen Kategorien für das Zirkulieren der verschiedenen Poliomyelitis-Virustypen 
aktualisiert: 

 
Bereits mit Beschluss vom 5. August 2021 (BAnz AT 17.09.2021 B4) hat der G-BA klargestellt, 
dass die regelmäßige Aktualisierung der Angaben zur Impfung gegen Poliomyelitis hinsichtlich 
der Zuordnung einzelner Länder zu den von der WHO vorgegebenen Kategorien für das 
Zirkulieren der verschiedenen Poliomyelitis-Virustypen, zu keiner Änderung der in Tabelle 1 
abgebildeten STIKO-Empfehlungen zur Impfung gegen Poliomyelitis als solche führt und sich 
demzufolge regelmäßig auch keine Erforderlichkeit einer Änderung der Schutzimpfungs-
Richtlinie ergibt. 

Der Beschluss zur Nicht-Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie dient insoweit der 
Klarstellung. Eines Stellungnahmeverfahrens bedurfte es aufgrund der Nicht-Änderung der 
Schutzimpfungs-Richtlinie grundsätzlich nicht (Umkehrschluss aus 1. Kapitel § 8 Absatz 2 
Satz 2 Verfahrensordnung des G-BA (VerfO). Davon unbenommen wird der G-BA weiterhin 
Änderungen der STIKO-Empfehlungen zu Reiseschutzimpfungen, welche unmittelbare Bezüge 
zu den Regelungen der Schutzimpfungs-Richtlinie aufweisen, zum Anlass für eine 
entsprechende Entscheidung über deren Umsetzung nehmen. 

3. Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten 
Informationspflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und 
dementsprechend keine Bürokratiekosten. 
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4. Verfahrensablauf 

Mit der Vorbereitung einer Entscheidung über die Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie 
hat der Unterausschuss Arzneimittel eine Arbeitsgruppe beauftragt, die sich aus den von den 
Spitzenorganisationen der Leistungserbringer benannten Mitgliedern, der vom GKV-
Spitzenverband benannten Mitglieder sowie Vertreter(innen) der Patientenorganisationen 
zusammensetzt. 

Nach schriftlicher Abstimmung mit der Arbeitsgruppe wurde eine entsprechende 
Beschlussvorlage in der Sitzung des Unterausschusses Arzneimittel am 9. April 2024 
abschließend beraten und konsentiert. 

Der Unterausschuss Arzneimittel hat in der Sitzung am 9. April 2024 entschieden, das 
Stellungnahmeverfahren mit der Bundesärztekammer (BÄK) nach § 91 Absatz 5 SGB V i. V. m. 
1. Kapitel § 11 und 7. Kapitel § 4 Absatz 3 Satz 3 der VerfO des G-BA mit Frist bis zum 2. Mai 
2024 einzuleiten. Aufgrund der Regelung in § 132e Abs. 1a SGB V wird für dieses 
Stellungnahmeverfahren hinsichtlich der Umsetzung der STIKO-Empfehlungen zur Impfung 
gegen COVID-19 auch der Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände e. V. (ABDA) 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Zur Einhaltung der gesetzlichen Frist bei der Umsetzung der STIKO-Empfehlung innerhalb von 
2 Monaten ist es im vorliegenden Fall mit Blick auf die im Voraus ganzjährig geplanten 
Sitzungstermine des Unterausschusses und des Plenums ausnahmsweise gerechtfertigt die 
Stellungnahmefrist um wenige Tage zu verkürzen. 

Mit Schreiben vom 26. April 2024 teilt die ABDA mit, dass sie von ihrem Stellungnahmerecht 
keinen Gebrauch macht. Ausweislich ihres Schreibens vom 2. Mai 2024 macht die BÄK von 
ihrem Stellungnahmerecht keinen Gebrauch. 

 

Zeitlicher Beratungsverlauf 
Sitzung AG/ UA / Plenum Datum Beratungsgegenstand 
AG Schutzimpfungen Schriftliche Abstimmung Vorbereitung eines 

Stellungnahmeentwurfs zur 
Umsetzung der 
Aktualisierung der STIKO-
Empfehlungen zu 
Reiseimpfungen 

UA Arzneimittel 9. April 2024 Beratung und Konsentierung 
des Stellungnahmeentwurfs 
zur Nicht-Änderung der SI-RL 
Beschluss über die Einleitung 
des 
Stellungnahmeverfahrens 
nach § 91 Abs. 5 SGB V 

UA Arzneimittel 7. Mai 2024 Auswertung des 
Stellungnahmeverfahrens 
sowie Beratung und 
Konsentierung der 
Beschlussvorlage zur 
Änderung der SI-RL 
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Sitzung AG/ UA / Plenum Datum Beratungsgegenstand 
Plenum 16. Mai 2024 Beschlussfassung 

Berlin, den 16. Mai 2024 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen Stellungnahmeverfahrens 

Gemäß § 91 Absatz 5 SGB V ist bei Beschlüssen, deren Gegenstand die Berufsausübung der 
Ärzte, Psychotherapeuten oder Zahnärzte betrifft, der jeweiligen Arbeitsgemeinschaft der 
Kammern dieser Berufe auf Bundesebene Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der 
Unterausschuss Arzneimittel des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) hat in seiner 
Sitzung am 9. April 2024 entschieden, der Bundesärztekammer gemäß § 91 Absatz 5 SGB V i. 
V. m. § 11 des 1. Kapitels der Verfahrensordnung des G-BA Gelegenheit zur Stellungnahme 
vor einer endgültigen Entscheidung des G-BA über die Änderung der Richtlinie über 
Schutzimpfungen nach § 20i Absatz 1 SGB V (Schutzimpfungs-Richtlinie/SI-RL) nach § 92 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 15 SGB V zu geben. Mit Schreiben vom 9. April 2024 wurden der 
Bundesärztekammer (BÄK) und der Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände e. V. 
(ABDA) der Beschlussentwurf und die Tragenden Gründe übermittelt. Darüber hinaus ist 
jedem, der berechtigt ist, zu einem Beschluss des G-BA Stellung zu nehmen und eine 
schriftliche Stellungnahme abgegeben hat, nach § 91 Absatz 9 SGB V in der Regel auch die 
Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu geben. Mit Schreiben vom 26. April 2024 
teilt die ABDA mit, dass sie von ihrem Stellungnahmerecht keinen Gebrauch macht. 
Ausweislich ihres Schreibens vom 2. Mai 2024 macht die BÄK von ihrem Stellungnahmerecht 
keinen Gebrauch. 
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5.1 Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens 
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5.2 Schreiben der Bundesärztekammer (BÄK) vom 2. Mai 2024 
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[bookmark: _Toc165540771]Rechtsgrundlage

Nach § 20i Absatz 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Leistungen für Schutzimpfungen im Sinne des § 2 Nummer 9 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG). Dies gilt für Schutzimpfungen, die wegen eines erhöhten Gesundheitsrisikos durch einen Auslandsaufenthalt indiziert sind, nur dann, wenn der Auslandsaufenthalt beruflich bedingt oder im Rahmen der Ausbildung vorgeschrieben ist oder wenn zum Schutz der öffentlichen Gesundheit ein besonderes Interesse daran besteht, der Einschleppung einer übertragbaren Krankheit in die Bundesrepublik Deutschland vorzubeugen (§ 20i Absatz 1 Satz 2 SGB V). Einzelheiten zu Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistungen für Schutzimpfungen soll nach § 20i Absatz 1 Satz 3 SGB V der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) in Richtlinien nach § 92 SGB V auf der Grundlage der Empfehlungen der Ständigen Impfkommission (STIKO) beim Robert Koch-Institut (RKI) unter besonderer Berücksichtigung der Bedeutung der Schutzimpfungen für die öffentliche Gesundheit bestimmen. Abweichungen von den Empfehlungen der STIKO sind durch den G-BA besonders zu begründen (§ 20i Absatz 1 Satz 4 SGB V).

Zu den Änderungen der STIKO-Empfehlungen hat der G-BA nach § 20i Absatz 1 Satz 5 SGB V innerhalb von zwei Monaten nach ihrer Veröffentlichung eine Entscheidung zu treffen.

Für den Fall, dass eine Entscheidung durch den G-BA nicht fristgemäß zustande kommt, dürfen die von der STIKO empfohlenen Änderungen der STIKO-Empfehlungen (mit Ausnahme von Schutzimpfungen nach § 20i Absatz 1 Satz 2 SGB V) zu Lasten der Gesetzlichen Krankenkassen erbracht werden, bis die Richtlinienentscheidung vorliegt.

[bookmark: _Toc165540772]Eckpunkte der Entscheidung

Anlass des Beschlusses zur Nicht-Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie ist die Aktualisierung der STIKO-Empfehlungen zu Reiseimpfungen, die im Epidemiologischen Bulletin Nummer 14 am 4. April 2024 veröffentlicht wurden.

Die STIKO verweist auf folgende Neuerungen in ihren aktualisierten Empfehlungen:
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Die Empfehlung der STIKO zu COVID-19 veröffentlicht im Epidemiologischen Bulletin Nummer 2 vom 11. Januar 2024 wurde mit Beschluss vom 7. März 2024 umgesetzt. Die Empfehlung zur Dengue-Impfung veröffentlicht im Epidemiologischen Bulletin Nummer 48 vom 30. November 2023 wurde mit Beschluss vom 18. Januar 2024 umgesetzt.

Auch die Anpassungen in den Ländertabellen zu den in einzelnen Ländern erforderlichen Impfungen, wie in diesem Fall im Wesentlichen in Bezug auf die empfohlene Dengue-Impfung, führt zu keiner Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie, da in Spalte 3 „Hinweise zur Umsetzung“ der Anlage 1 lediglich in allgemeiner Form auf die Ländertabelle in den Empfehlungen der STIKO verwiesen wird und die Berücksichtigung der ggf. aktuelleren Hinweise der WHO und des Auswärtigen Amtes hiervon unbenommen bleiben.

Ausweislich der zwischenzeitlich zum 17. April 2024 geänderten, online veröffentlichten Fassung des Epidemiologischen Bulletins Nummer 14 wurden zudem die Angaben zur Impfung gegen Poliomyelitis hinsichtlich der Zuordnung einzelner Länder zu den von der WHO vorgegebenen Kategorien für das Zirkulieren der verschiedenen Poliomyelitis-Virustypen aktualisiert:
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Bereits mit Beschluss vom 5. August 2021 (BAnz AT 17.09.2021 B4) hat der G-BA klargestellt, dass die regelmäßige Aktualisierung der Angaben zur Impfung gegen Poliomyelitis hinsichtlich der Zuordnung einzelner Länder zu den von der WHO vorgegebenen Kategorien für das Zirkulieren der verschiedenen Poliomyelitis-Virustypen, zu keiner Änderung der in Tabelle 1 abgebildeten STIKO-Empfehlungen zur Impfung gegen Poliomyelitis als solche führt und sich demzufolge regelmäßig auch keine Erforderlichkeit einer Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie ergibt.

Der Beschluss zur Nicht-Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie dient insoweit der Klarstellung. Eines Stellungnahmeverfahrens bedurfte es aufgrund der Nicht-Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie grundsätzlich nicht (Umkehrschluss aus 1. Kapitel § 8 Absatz 2 Satz 2 Verfahrensordnung des G-BA (VerfO). Davon unbenommen wird der G-BA weiterhin Änderungen der STIKO-Empfehlungen zu Reiseschutzimpfungen, welche unmittelbare Bezüge zu den Regelungen der Schutzimpfungs-Richtlinie aufweisen, zum Anlass für eine entsprechende Entscheidung über deren Umsetzung nehmen.
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Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten Informationspflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und dementsprechend keine Bürokratiekosten.
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Mit der Vorbereitung einer Entscheidung über die Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie hat der Unterausschuss Arzneimittel eine Arbeitsgruppe beauftragt, die sich aus den von den Spitzenorganisationen der Leistungserbringer benannten Mitgliedern, der vom GKV-Spitzenverband benannten Mitglieder sowie Vertreter(innen) der Patientenorganisationen zusammensetzt.

Nach schriftlicher Abstimmung mit der Arbeitsgruppe wurde eine entsprechende Beschlussvorlage in der Sitzung des Unterausschusses Arzneimittel am 9. April 2024 abschließend beraten und konsentiert.

Der Unterausschuss Arzneimittel hat in der Sitzung am 9. April 2024 entschieden, das Stellungnahmeverfahren mit der Bundesärztekammer (BÄK) nach § 91 Absatz 5 SGB V i. V. m. 1. Kapitel § 11 und 7. Kapitel § 4 Absatz 3 Satz 3 der VerfO des G-BA mit Frist bis zum 2. Mai 2024 einzuleiten. Aufgrund der Regelung in § 132e Abs. 1a SGB V wird für dieses Stellungnahmeverfahren hinsichtlich der Umsetzung der STIKO-Empfehlungen zur Impfung gegen COVID-19 auch der Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände e. V. (ABDA) Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Zur Einhaltung der gesetzlichen Frist bei der Umsetzung der STIKO-Empfehlung innerhalb von 2 Monaten ist es im vorliegenden Fall mit Blick auf die im Voraus ganzjährig geplanten Sitzungstermine des Unterausschusses und des Plenums ausnahmsweise gerechtfertigt die Stellungnahmefrist um wenige Tage zu verkürzen.

Mit Schreiben vom 26. April 2024 teilt die ABDA mit, dass sie von ihrem Stellungnahmerecht keinen Gebrauch macht. Ausweislich ihres Schreibens vom 2. Mai 2024 macht die BÄK von ihrem Stellungnahmerecht keinen Gebrauch.



Zeitlicher Beratungsverlauf

		Sitzung AG/ UA / Plenum

		Datum

		Beratungsgegenstand



		AG Schutzimpfungen

		Schriftliche Abstimmung

		Vorbereitung eines Stellungnahmeentwurfs zur Umsetzung der Aktualisierung der STIKO-Empfehlungen zu Reiseimpfungen



		UA Arzneimittel

		9. April 2024

		Beratung und Konsentierung des Stellungnahmeentwurfs zur Nicht-Änderung der SI-RL

Beschluss über die Einleitung des Stellungnahmeverfahrens nach § 91 Abs. 5 SGB V



		UA Arzneimittel

		7. Mai 2024

		Auswertung des Stellungnahmeverfahrens sowie Beratung und Konsentierung der Beschlussvorlage zur Änderung der SI-RL



		Plenum

		16. Mai 2024

		Beschlussfassung





Berlin, den 16. Mai 2024

Gemeinsamer Bundesausschuss
gemäß § 91 SGB V
Der Vorsitzende

Prof. Hecken
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Gemäß § 91 Absatz 5 SGB V ist bei Beschlüssen, deren Gegenstand die Berufsausübung der Ärzte, Psychotherapeuten oder Zahnärzte betrifft, der jeweiligen Arbeitsgemeinschaft der Kammern dieser Berufe auf Bundesebene Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der Unterausschuss Arzneimittel des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) hat in seiner Sitzung am 9. April 2024 entschieden, der Bundesärztekammer gemäß § 91 Absatz 5 SGB V i. V. m. § 11 des 1. Kapitels der Verfahrensordnung des G-BA Gelegenheit zur Stellungnahme vor einer endgültigen Entscheidung des G-BA über die Änderung der Richtlinie über Schutzimpfungen nach § 20i Absatz 1 SGB V (Schutzimpfungs-Richtlinie/SI-RL) nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 15 SGB V zu geben. Mit Schreiben vom 9. April 2024 wurden der Bundesärztekammer (BÄK) und der Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände e. V. (ABDA) der Beschlussentwurf und die Tragenden Gründe übermittelt. Darüber hinaus ist jedem, der berechtigt ist, zu einem Beschluss des G-BA Stellung zu nehmen und eine schriftliche Stellungnahme abgegeben hat, nach § 91 Absatz 9 SGB V in der Regel auch die Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu geben. Mit Schreiben vom 26. April 2024 teilt die ABDA mit, dass sie von ihrem Stellungnahmerecht keinen Gebrauch macht. Ausweislich ihres Schreibens vom 2. Mai 2024 macht die BÄK von ihrem Stellungnahmerecht keinen Gebrauch.
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Neuerungen in der Aktualisierung.

vom 17. April 2024

» Aktualisiertes Kapitel zu COVID-19

> Neues Kapitel zu Dengue mit Risikokarte

> Aktualisierte Karten zu Influenza, Japanischer
Enzephalitis, Tick-borne encephalitis und Tollwut

»> Aktualisierte Informationen in der Landertabelle
2u Dengue, Japanischer Enzephalitis, Tick-borne
encephalitis und Tollwut

»> Aktualisierte Epidemiologie bei Cholera,
Hepatitis A, Hepatitis B, Meningokokken, Typhus

> Umfassende Literatur-Aktualisierung

>

Alle inhaltlichen Neuerungen im Vergleich
zur Ausgabe vom Januar 2024 sind blau
markiert.
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Stellungnahmeverfahren vor einer abschlieRenden Entscheidung des G-8A
ber eine Nicht-Anderung der Richtlinie aber Schutzimpfungen nach § 20i Abs. 15GB V
(schutzimpfungs-Richtlinie / SI-RL):

Umsetzung der aktualisierten STIKO-Empfehlungen zu Reiseimpfungen

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Unterausschuss Arzneimittel des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-8A) hat in seiner Sit-
2ung am 9. April 2024 entschieden, der Bundesvereinigung Deutscher Apathekerverbande e. V.
(ABDA) gemaB 1. Kapitel § 8 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a der Verfzhrensordnung des G-BA die
Moglichkeit zur Stellungnahme vor einer endgiltigen Entscheidung des G-8A uber die Anderung
der Richtlinie dber Schutzimpfungen nach § 20i Abs. 1 SGB V (Schutzimpfungs-Richtiinie / S-RL)
nach § 52 Abs. 1 Satz 2 Nr. 15 SGB V zu geben.

Hiermit geben wir Ihnen die Moglichkeit zur Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme zur
vorgesehenen Nicht-Anderung der Schutzimpfungs-Richtlinie (SI-RL):

Umsetzung der aktualisierten STIKO-Empfehlungen zu Reiseimpfungen

bis 2um 2. Mai 2024.

‘Anbei abersenden wir Ihnen den entsprechenden Beschlussentwurf des Unterausschusses mit
Tragenden Griinden unter Hinweis auf Ihre Pflicht zur vertraulichen Behandlung der Unterlagen.

Zum Zeitpunkt der Einleitung des Stellungnahmeverfahrens stellen die jeweils vorliegenden
‘Tragenden Grande den aktuellen Stand der Zusammenfassenden Dokumentation dar, welche
den stellungnahmeberechtigten Organisationen zur Verfugung 2u stellen sind (§ 10 Abs. 2,
1. Kapitel Verfahrensordnung G-BA).

Eine Stellungnahme zur Richtlinienanderung ist durch Literatur (z.8. relevante Studien) 2u
begriinden. Die zitierte Literatur ist obligat im Volitext inklusive einem standardisierten und
volistandigen Literatur- baw. Anlagenverzeichnis der Stellungnahme beizufigen. Nur Litera-
tur, die im Volltext beigefugt ist, kann bericksichtigt werden.

DerGemeinsam Bundesgchus tsin s P de Setichen Sects g § 91535 V. wird bt v
e o e e
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Mit Abgabe einer Stellungnahme erklart sich der Stellungnehmer einverstanden, dass diese
in den Tragenden Griinden baw. in der Zusammenfassenden Dokumentation wiedergegeben
werden kann. Diese Dokumente werden jeweils mit Abschluss der Beratungen im Gemeinsa-
men Bundesausschuss erstellt und in der Regel der Offentlichkeit via Internet zuganglich ge-
macht

Nach §91 Abs. 9 SGB V hat der G-8A jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss
des Gemeinsamen Bundesausschusses Stellung zu nehmen, und eine schriftliche Stellung-
nahme abgegeben hat, in der Regel auch Gelegenheit zu einer mandlichen Stellungnahme zu
geben. Da die mandliche Stellungnahme im Anschluss an das schriftliche Stellungnahmever-
fahren anberaumt wird, wirde dies im Rahmen der Sitzung des Unterausschusses voraus-
Sichtlich am 7. Mai 2024 in der Geschaftsstelle des G-BA erfolgen.

Die mandiiche Stellungnahme dient in erster Linie dazu, die sich aus der schriftlichen Stel-
lungnahme ergebenden Fragen zu klaren und neuere Erkenntnisse, die sich zeftlich nach Ab-
schluss des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens ergeben haben, einzubringen.

Sollten Sie gef. auf das Recht zur mandlichen Anharung verzichten, bitten wir Sie, uns dies
bei Abgabe lhrer schriftlichen Stellungnahmen mitzuteilen.

Fur Ruckfragen stehen wir Ihnen gern 2ur Verfugung.

Mit freundlichen GriiBen

Anlagen:
Beschlussentwurf und Tragende Grinde zur Nicht-Anderung der Schutzimpfungs-Richtlinie
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Stellungnahmeverfahren vor einer abschlieRenden Entscheidung des G-8A

ber eine Nicht-Anderung der Richtlinie aber Schutzimpfungen nach § 20i Abs. 15GB V
(schutzimpfungs-Richtlinie / SI-RL)
Umsetzung der aktualisierten STIKO-Empfehlungen zu Reiseimpfungen

st e

der Unterausschuss Arzneimittel des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-8A) hat in seiner Sit-
2ung am 9. April 2024 entschieden, der Bundesarztekammer gemaR § 91 Abs. 5 SGBV i.V. m.
§ 11 des L. Kapitels der Verfahrensordnung des G-8A Gelegenheit zur Stellungnahme vor einer
endgltigen Entscheidung des G-BA aber die Anderung der Richtlinie ber Schutzimpfungen nach
201 Abs. 15GB V (Schutzimpfungs-Richtinie / SI-RU) nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 15 SGBV 2u ge-
ben.

Hiermit geben wir Ihnen die Moglichkeit zur Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme zur
vorgesehenen Nicht-Anderung der Schutzimpfungs-Richtlinie (SI-RL):

Umsetzung der aktualisierten STIKO-Empfehlungen zu Reiseimpfungen

bis 2um 2. Mai 2024.

‘Anbei abersenden wir Ihnen den entsprechenden Beschlussentwurf des Unterausschusses mit
Tragenden Griinden unter Hinweis auf Ihre Pflicht zur vertraulichen Behandlung der Unterlagen.

Zum Zeitpunkt der Einleitung des Stellungnahmeverfahrens stellen die jeweils vorliegenden
‘Tragenden Grande den aktuellen Stand der Zusammenfassenden Dokumentation dar, welche
den stellungnahmeberechtigten Organisationen zur Verfugung 2u stellen sind (§ 10 Abs. 2,
1. Kapitel Verfahrensordnung G-BA).

Eine Stellungnahme zur Richtlinienanderung ist durch Literatur (z.8. relevante Studien) 2u
begriinden. Die zitierte Literatur ist obligat im Volitext inklusive einem standardisierten und
volistandigen Literatur- baw. Anlagenverzeichnis der Stellungnahme beizufigen. Nur Litera-
tur, die im Volltext beigefugt ist, kann bericksichtigt werden.

DerGemeinsam Bundesgchus tsin s P de Setichen Sects g § 91535 V. wird bt v
e o G e e
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Mit Abgabe einer Stellungnahme erklart sich der Stellungnehmer einverstanden, dass diese
iin den Tragenden Granden bzw. in der Zusammenfassenden Dokumentation wiedergegeben
‘werden kann. Diese Dokumente werden jeweils mit Abschluss der Beratungen im Gemeinsa-
men Bundesausschuss erstellt und in der Regel der Offentlichkeit via Internet zuganglich ge-
macht.

Nach § 91 Abs, 9.SGB V hat der G-8A jedem, der gesetalich berechtigt ist, 2u einem Beschluss
des Gemeinsamen Bundesausschusses Stellung zu nehmen, und eine schriftliche Stellung-
nahme abgegeben hat, in der Regel auch Gelegenheit zu einer mindlichen Stellungnahme zu
geben. Da die mandliche Stellungnahme im Anschluss an das schriftliche Stellungnahmever-
fahren anberaumt wird, wirde dies im Rahmen der Sitzung des Unterausschusses voraus-
sichtlich am 7. Mai 2024 in der Geschaftsstelle des G-BA erfolgen.

Die mandliche Stellungnahme dient in erster Linie dazu, die sich aus der schriftlichen Stel-
lungnahme ergebenden Fragen 2u klaren und neuere Erkenntnisse, die sich zeitlich nach Ab-
schluss des schriftichen Stellungnahmeverfzhrens ergeben haben, einzubringen.

Sollten Sie gf. auf das Recht zur mindlichen Anhdrung verzichten, bitten wir Sie, uns dies
bei Abgabe Ihrer schriftlichen Stellungnahmen mitzuteilen.

Fir Rickfragen stehen wir Ihnen gern 2ur Verfugung.

Mit freundlichen GraBen

Anlagen:
Beschlussentwurf und Tragende Griinde zur Nicht-Anderung der Schutzimpfungs-Richtlinie
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Gemeinsamer
Bundesausschuss

W
Beschlussentwurf

des Gemeinsamen Bundesausschusses iber eine Nicht-
Anderung der Schutzimpfungs-Richtlinie:

Umsetzung der aktualisierten STIKO-Empfehlungen zu
Reiseimpfungen

VomT. Monat 1)

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am . Monat 1l beschlossen,
die Schutzimpfungs-Richtlinie in der Fassung vom 21. Juni 2007/18. Oktober 2007 (BAnz
5.8154), die zuletzt durch die Bekanntmachung des Beschlusses vom T. Monat 111 (BAnz AT
TLMM.IUJ V) gedindert worden ist, hinsichtlich einer Umsetzung der am 4. April 2024 im
Epidemiologischen Bulletin 14/2024 verffentlichten Aktualisierung der Empfehlungen der
standigen Impfkommission 2u Reiseimpfungen, nicht zu anden.

Die Tragenden Griinde zu diesem Beschluss werden auf den Interetseiten des G-BA unter
‘www g-ba de verdffenticht.
Berlin, den T. Monat 1
‘Gemeinsamer Bundesausschuss
gemaR§ 31568V,
Der Vorsitzende

prof. Hecken
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3. Birokratiekostenermittung.

4. Verfahrensablauf .
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1 Rechtsgrundiage

Nach § 20i Absatz 1 5GB V haben Versicherte Anspruch auf Leistungen fur Schutzimpfungen
im Sinne des § 2 Nummer 3 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG). Dies glt fur Schutzimpfungen,
die wegen eines erhohten Gesundheitsrisikos durch einen Auslandsaufenthalt indiziert sind,
nur dann, wenn der Auslandsaufenthalt beruflich bedingt oder im Rahmen der Ausbildung
vorgeschrieben ist oder wenn zum Schutz der Gffentiichen Gesundheit ein besonderes
Interesse daran_besteft, der Einschleppung einer Gbertragbaren Krankheit in die
Bundesrepublik Deutschland vorzubeugen (§ 20i Absatz 1 Satz 2 SGB V). Einzelheiten zu
Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistungen far Schutzimpfungen soll nach § 20i Absatz
152tz 3 5GB V der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) in Richtlinien nach § 52 SGB V auf
der Grundiage der Empfehlungen der Standigen Impfkommission (STIKO) beim Robert Koch-
Institut (RKI) unter besonderer Bericksichtigung der Bedeutung der Schutzimpfungen fur die
Gffentliche Gesundheit bestimmen. Abweichungen von den Empfehlungen der STIKO sind
durch den G-BA besonders zu begrinden (§ 20i Absatz 1 Satz 4 SGB V).

2u den Anderungen der STIKO-Empfehlungen hat der G-8A nach § 20i Absatz 1 Satz 5 SGB v/
innerhalb von zwei Monaten nach ihrer Veroffentlichung eine Entscheidung zu treffen.

Far den Fall,dass eine Entscheidung durch den G-BA nicht fristgema zustande kommt, darfen
die von der STIKO empfohlenen Anderungen der STIKO-Empfehlungen (mit Ausnahme von
chutzimpfungen nach § 20i Absatz 1 Satz 2 SGB V) 2u Lasten der Gesetalichen Krankenkassen
erbracht werden, bis die Richtlinienentscheidung vorliegt.

2. Eckpunkte der Entscheidung

Anlass des Beschlusses zur Nicht-Anderung der Schutzimpfungs-Richtlinie ist die
Aktualisierung der STIKO-Empfehlungen zu Reiseimpfungen, die im Epidemiologischen
Bulletin Nr. 14 am 4. April 2024 veroffentlicht wurden.

Die STIKO verweist auf folgende Neuerungen in ihren aktualisierten Empfehlungen:

Neuerungen in der Altualsierung,

vom 4. April 2024

> Alalsiertes Kapiel 20 COVID19

> Neues Kapiel 2u Dengue it Risiokarte

> Aualsire Karten 20 Influenzs, faparischer
Encephalt, Tickbore encephal s und Tolwit

» Ayl nformatonsn i de Linderablle
20 aparischerErzephali, Tickbone eceph.
i und ol

> Aiualsire pidemiologi bei Cholrs, Hepa.
s & Hepats B, Meningokokden, Typhus

> Unassende Lieratu Adusiirung

Al nhatichen Newerungen im Vergleich
2ur Ausgabe vom Januar 2024 sind blau
ket

Die Empfehlung der STIKO 2u COVID-9 verdffentlicht im Epidemiologischen Bulletin
Nummer 2 vom 11. Januar 2024 wurde mit Beschluss vom 7. Marz 2024 umgesetzt. Die
Empfehlung zur Dengue-Impfung versffentlicht im Epidemiologischen Bulletin Nummer 43
vom 30. November 2023 wurde mit Beschluss vom 18. Januar 2024 umgesetzt.
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Auch die Anpassungen in den Landertabellen zu den in einzelnen Landern erforderlichen
Impfungen, wie in diesem Fall im Wesentlichen i Bezug auf die empfohlene Dengue-Impfung,
fihrt 2u keiner Anderung der Schutzimpfungs-Richtlinie, da in Spalte 3 ,Hinweise 2ur
Umsetaung” der Anlage 1 lediglich in allgemeiner Form auf die Landertabelle in den
Empfehlungen der STIKO verwiesen wird und die Bericksichtigung der ggf. aktuelleren
Hinweise der WHO und des Auswartigen Amtes hiervon unbenommen bleiben.

Der Beschiuss zur Nicht-Anderung der Schutzimpfungs-Richtlinie dient insoweit der
Kiarstellung. Davon unbenommen wird der G-BA weiterhin Anderungen der STIKO-
Empfehlungen zu Reiseschutzimpfungen, welche unmittelbare Beziige 2u den Regelungen der
schutzimpfungs-Richtlinie aufweisen, zum Anlass fr eine entsprechende Entscheidung aber
deren Umsetzung nehmen.

3. Biirokratiekostenermittlung
Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen baw. geanderten

Informationspfiichten fur Leistungserbringer im Sinne von Anlage Il 2um 1. Kapitel VerfO und
dementsprechend keine Brokratiekosten.

4. Verfahrensablauf

Mit der Vorbereitung einer Entscheidung aber die Anderung der Schutzimpfungs-Richtlinie
hat der Unterausschuss Arzneimittel eine Arbeitsgruppe beautragt, die sich aus den von den
Spitzenorganisationen der Leistungserbringer benannten Mitgliedern, der vom GKV-
Spitzenverband benannten Mitglieder sowie Vertreter(innen) der Patientenorganisationen
2usammensetat.

Nach schrifticher Abstimmung mit der Arbeitsgruppe wurde eine entsprechende
Beschlussvorlage in der Sitzung des Unterausschusses Arzneimittel am 5. April 2024
abschlieBend beraten und konsentiert.

Der Unterausschuss Arzneimittel hat in der Sitzung am 9. April 2024 entschieden, das
Stellungnahmeverfahren mit der Bundesarztekammer (8AK) nach § S1 Absatz 5 SGB Vi, V. m.
1. Kapitel § 11 und 7. Kapitel § & Absatz 3 Satz 3 der VerfO des G-8A mit Frit bis zum 2. Mai
2024 einzuleiten. Aufgrund der Regelung in § 132e Abs. 12 SGB V wird fur dieses
stellungnahmeverfahren hinsichtlich der Umsetzung der STIKO-Empfehlungen zur Impfung
gegen COVID-19 auch der Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbande e. V. (ABDA)
‘Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Zur Einhaltung der gesetalichen Frist bei der Umsetzung der STIKO-Empfehlung innerhalb von
2 Monaten ist es im vorliegenden Fall mit Blick auf die im Voraus ganzjarig geplanten
Sitzungstermine des Unterausschusses und des Plenums ausnahmsweise gerechtfertigt die
Stellungnahmefrist um wenige Tage zu verkarzen.
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Zeitlicher Beratungsverlauf

Sitzung AG/ UA/ Plenum | Datum Beratungsgegenstand

'AG Schutzimpfungen Schriftliche Abstimmung | Vorbereitung eines
stellungnahmeentwurfs 2ur
Umsetzung der
Aktualisierung der STIKO-
Empfehlungen zu
Reiseimpfungen

UA Arzneimittel 5. April 2024 ‘Beratung und Konsentierung
des stellungnahmeentwurfs
2ur Nicht-Anderung der SHRL
Beschluss aber die Einleitung
des
stellungnahmeverfahrens
nach §91 Abs. 5SGBV.

Berlin, den T. Monat 1
‘Gemeinsamer Bundesausschuss

gemaR § 915GBV

Der Vorsitzende

prof. Hecken
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Stellungnahme der Bundesarztekammer gem. § 91 Abs. 5 SGB V zur Nicht-Anderung
der Richtlinie iiber Schutzimpfungen nach § 20i Abs. 1 SGB V (Schutzimpfungs-
Richtlinie / SI-RL):

Umsetzung der aktualisierten STIKO-Empfehlungen zu Reiseimpfungen

Ihr Schreiben vom 09.04.2024

vielen Dank fir Ihr Schreiben vom 09.04.2024, in welchem der Bundesirztekammer
Gelegenheit zur Stellungnahme gem. § 91 Abs. 5 SGB V zur Umsetzung der aktualisierten
STIKO-Empfehlungen zu Reiseimpfungen (Nicht-Anderung der SI-RL) gegeben wird.

Die Bundesdrztekammer wird in dieser Angelegenheit von ihrem Stellungnahmerecht
keinen Gebrauch machen.

Mit freundlichen Grigen
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Neuerungen in der Aktualisierung

vom 4. April 2024

> Aktualisiertes Kapitel zu COVID-19

» Neues Kapitel zu Dengue mit Risikokarte

» Aktualisierte Karten zu Influenza, Japanischer
Enzephalitis, Tick-borne encephalitis und Tollwut

» Aktualisierte Informationen in der Landertabelle
zu Japanischer Enzephalitis, Tick-borne encepha-
litis und Tollwut

» Aktualisierte Epidemiologie bei Cholera, Hepati-
tis A, Hepatitis B, Meningokokken, Typhus

» Umfassende Literatur-Aktualisierung

Alle inhaltlichen Neuerungen im Vergleich
zur Ausgabe vom Januar 2024 sind blau
markiert.
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